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über Magistrat
Der Oberbürgermeister

und
Herrn Stadtverordnetenvorsleher
Dr. Gerhard Obermayr

an die Fraktion ELWULWMardak

ff. November 2024

Anfrage der FraKion BLWULWMardak vom 14.10.2024, Nr.20712024 nach § 45 der Ge-
schäft sordnung der Stadwerordnetenversa mm lung, SV Nr. 24 -V -01 4026

Kosten und politische Sräden der Causa Hinninger

ln der letzten Stadtverordnetenversammlung am 26.09.2024 wurde beschlossen den Fall
Hinninger und Landeshauptstadt Wesbaden gegen Wlhelmy nicht mehr weiterzuftihren,
bzw. von Seiten der Landeshauptstadt keine Berufun§ gegen das Urteil des hessischen Ver-
waltungsgerichtshofes einzulegen.

Dae Aussichten auf Erfo§ einer zu beantragenden Berufung wurden von Seiten der Stadt
hier ofienbar so gering eingeschäEt, dass es nicht sinnvoll erschien weitere Kosten durch
Gerichtsprozesse und Arnuälte zu generieren, obrohl dies in vortrcrigen SiEungen der
Stadtverordnetenversammlung noch so beschlossen worden war.

Da dae Stadt und Frau Hinninger das Urteil des C,erichtes nun anerkennen, stelbn sbh db
Fragen nach den rechüichen und politiscfen Konsequenzen und nach den Kosten des ge-
samten Verfahrens tis dato.

Eines ist wohl tisller sicfier, der ve.heerende schlectte Eindruck in der Öffenük*rkeit trat
enorm zur Politikerlnnen-Verdrossenheit auch in Vt/iesbaden beirelragen.

Der Magistrat wird gebeten fiolgende Fragen zu beantworten

1. W'e hocfr sind die C,esamtrosbrr des Prozesses einsctrlbßlich Anwaltskosten
albr Partdren (3 fum.älte und C;ericfitskosbn) ftir db Landeshauptsta<lt
f /tesbaden? I /ir bitbn um eine detaillbrte, aufuesölusselb AuflbUng der
Kosten der einzelnen Aruälte und der Gerichtsgebührcn.

2. Welche poliliscrren Korcequenzen ergeben skfi aus dem Udeil für db
tandeshauptstadt lÄlbsba<bn? tVie hoch scfrätzf der lragisfat den potitiscfpn
und moralbcfien Scfsden dieses Vorganges ein? frVas sagt der Magtsfrat
dazu, dass db ield antiereride Büqernnisterin in mirde*rs zrei Fälbn
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wissentlich die Unwahrheit gesagt hatte und gemäß Venrvaltungsgericht
"Erinnerungslücken" aul\rvies?

3. \Me hoch war der Zeitaufi^/and für die Verwaltung insbesondere vom
Rechtsamtes, von Amt 16 und vom Hausmeister im nachgestellten
Tagungsraum im Bürgerhaus Erbenheim?

4. Wie hoch sind die gesamten Kosten für den Steuezahler aus Gehalts- und
Altersversorgungsbezügen in den 7 Monaten, in denen Frau Hinninger
rückwirkend keine gewählte Umwelt- und Wrtschaftsdezernentin war? \Mrd es
Rückforderungen von Seiten der Stadt geben? Wenn nein warum nicht? Wr
bitten um eine detaillierte, aufgeschlüsselte Auflistung der Kosten getrennt
nach Gehalt und Zahlung der Pension-Versorgung der einzelnen Monate.

5. Wer führt derzeit die Funktion des Umwel! und \Mrtschaftsdezementen aus?
Wann wurde das im Magistrat wie beschlossen oder festgelegt? Vvird es für
diesen Bereich eine Neuwahl geben? Wenn nein, warum nicht?

6. Welche beamtenrechtlichen Konsequenzen hat dieses Urteil insgesamt für
Frau Hinninger? Falls es keine hat, warum nicht?

7. Was gedenkt der Magiskat zukünftig zu tun um solche rechtswidrigen Wahlen
abzuwenden?

8. Wie schätzt der Magistrat das Präjudiz mit Leitbildfunktion ftir künftige
Rechtsfälle und Wahlen für \Mesbaden und alle Kommunen
des Landes Hessen ein?

9. \r1lie bewertet der Magistrat diesen gesamten Vorfall gegenüber der
Öffentlichkeit?
\Mrd es eine offizielle öffentliche Erklärung dazu geben. Wenn Ja, wann?
Wenn Nein, warum nicht?

'10. \Me schätzt der Magistrat politisch und moralisch den selbst verursachten
Beitrag zur Polilikerlnnen-Verdrossenheit ein? Was gedenkt der Magistrat
zukünftig besser zu machen, damit eine solche politisch und rechüiche
Blamage nicht mehr vorkommen kann?

Die Frage beantworte i* wb fulgt:

Vorbemerkung:

Oas Verwaltungsgericfit Wiesbaden hat mit Urteil zum Aktenzeiricn 7 K 56f23.W1 festge-
stelft, das die Wahl von Frau Christiane HinningEr vom 29. S€pternber 4r hau@rnüicfren
BeigeordrEten des Magistrats der fardestpupts*adt Wiesba&n unwirtsam war. Db Stadt-
sordnetenversammlurE hat in ilrer SiErB am 26.G).2)24 beschlcen, gegen dieses Ur-
teil kdne Benrlirng einalegEn.
tlacfi § 1 1 Abs. I Nr. 3c Beamtensausges€C ist eine Ernennung nicfitE, rYefm eane ih, at
Grunde liegen& Wahl umirksan war.

§ 12 Ab§. Flessiscren Beamenges€2 (HBG) rcg€*t wie&rum de Recttsffgen rtcrrtiger
oder anrückgenanmercr ErramurBen
Frau Hinninger wu(& di ß.O9-Xi2. mit }ttrkrng vun M.1O-N2. ar JExffinfrkJsr Bei-
geordneten gtrtrlt Eliese WaH rer tnrirlsn. t»e rcte EmenrrB yur Frau Hrr*EEr
zrr Bürgermeisterin erft§E wirksn mil Wirhrg wn 01 .O7.M3_
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1. Wie hoch sind die Gesamtko€t€n des Prozesses eins(filießlich Anwaltskosten allEr par-
teien (3 Anwält€ und Gerichtskosten) fUr die Landeshauptstadt Wesbaden? Wr bitten um
eine detaillierte, aufgeschlüsselte Auflistung der Kosten der einzelnen Anwälte und der Ge-
ricfrtsgebühren.

Die Gerichtskosten b€tragen:
VG Wiesbaden: 798,00 0
VGH Kassel: 133,00 e

Die entstandenen Anwaltskosten betragen für RA Dr. Koller und RA Hauptstein: jeweils
3.043,31 C für beide lnstanzen
Die Rechnung von RA Jung liegt Amt 16 noch nicht vor.

2. Welctn politiscfien Korsequenzen ergeben sich aus dem Urteil für die Land€shauptstadt
Wiesbad€n? Wa hocfi schätrt der Magistrat den politischen und moralisdten Scfraden die-
ses Vorganges ein? Was sagt d€r Magistrat dazu, dass die jeta amtierende Bürgermelsterin
in mindestons zvei Fällen wissentlich die Unwahrheit gesagt hatte und gemäß Verwaltungs-
gericht "Erinnerungslücken" aufryies?

Das Ergebnis der Beweiswürdigung, die das Verwaltungsgericht vorgenommen hat, wird vom
Magistrat nicht kommentiert. Auch dae lnterpretation durch den Fragesteller kommentierl der
Magistrat nicht.

3. Wie hocfi war der Zeitauforand lär die Vermltmg insbeondere vom Red samt€s, vül
funt 16 und vom Hausrneis*er im nadrgsdlEl Tagungsaum im Bihgertraus Erbenheim?

Das Rechtsamt hane mit dem Prozess nichts zu hrn, da die StW von RA Dr. KoJter ve(treten
wurde.
Der Zeitaufi^€nd von Amt 16 bescfiränKe §ch im Wesentlichen auf die Korrespondenz und
die Rückspracfien mit RA Dr. Kolter. hsgesamt dürfte es sch hier um rveniger als 10 Stun-
den handeln. Der Aufr,vand für die Vorbereitung des Verhandlungslermins und für den Termin
selbst betrug ca. 10 S-tunden.
Der Zeitaufrrand der filr den Ortstermin eingesetzten Hausrneiser beläufr sictr auf 6 Stunden
im Einsatr (3x2 Stunden Auf- und Abbau); zusät/ich 8 Sturden im Rahmen der VeranstaF
tungsbefeuung rvährend des Geri$tstermins, zusammerEereclrn€t also 14 Stunden.

4. tvle hodr slnd (Io gssamE K@n filr den Sterszahls a.§ G€ha]F l.Id AlErsass-
gtmgsbezä9,6n il den 7 llonatm, h fupn Fran HimirEEr räd(Uirl(ond kirn gerdhlb um-
rrrdt- lrrd WirtsdsltsdeDrEilh m? Wird es Rildfrrdenrngat vwr Sefun der $adt gF
ben? WgIl neir Elm nirfl VvirbitFn un *e ddlab, aftesdfiseltn Arfisümg er
Koeaan güsmt nadr eElt rrfi, Zal*rlg da. Fe{lrixil/üsotgrrtg der eirhen MmaE.

Frau Hinning'er tnt cIe gesetdidE Besddung erhalten. Für eine Räcldordenrrg seiters der
Stadt gibt es kdne Redtsgrufüage-

Cr.naß § 3 der Komrnulalen Dli€nstaufs.htsr/erüdnung wden die Aursaben der Denst\ror-
ges€{zten oder des Olenstrrorges€lu en gegeflüber Wahlbearminnen und Wahlbeamten - so-
fum näts anderes bestimrnt ist - vo.r der Ajßicfttsbefiörde rafugenornrnen. Aufsrcffsbe-
hörcle der Landestnuptstadt W'iesbaden i9 g€rn. § 136 der tlessisdEn Gemeirxleordnr,rrg
der Minister des lnrsn. Er hat nacfi pflittsemäßem Ermessen darüber z, eßtsctEaden, ob
es drcn frnüiJxecfiüifrcn Ersfauupsansprurcn gm AJf diser Gnjrrdage wird das per-
sonalarnt dbse EntscrEadung dem l-les§scfgt Ministerirrn des lrrle n, fti SinerH rnd
Fldmatscfiutz * kqnmuab Arfsicttsbehörde alf dern Deftslneg wlegen.
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Über den versorgungsrechtlichen Aspekt des Zeitraumes der nichtigen Ernennung von Frau
Hinninger muss ebenfalls noch entschieden werden.
Da Frau Hinninger im Mai 2023 mit Wirkung vom 01 .07.2023 rechtswirksam zur Bürgermeis-
terin gewählt wurde, erhält sie für den o.g. Zeitraum der unwirksamen Wahl derzeit keine
Versorgungsbezüge.
Gem. Kommentar (v. Roetteken/Rothländer, Hessisches Bedienstetenrecht) ist Frau Hinnin-
ger nach den sozialgeseElichen Regelungen (§ 8 Abs. 2 Nr. 1 SGB Vt) in der gesetzlichen
Rentenversicherung nachzuversichern.
Das Personalamt hat eine Anfrage an die Deutschen Rentenversicherung gestellt, ob Frau
Hinninger für den Zeitraum der nichtigen Emennung in der Deutschen Rentenversicherung
nachzuversichem ist oder ob dieser Zeitraum bei einem späteren Eintritt in die Versorgung
als ruhegehaltftihige Dienstzeit angerechnet werden kann. Die Antwort der Deutschen Ren-
lenversicherung steht noch aus.

5. Wer ftihrt dezeit die Funktion des Umwelt- und Wrbchaftsdezementen aus? Wann wurde
das im Magislrat wie bescfrlossen oder festgelegt? Wird es für diesen Berelch elne Neuwahl
geben? Wenn nein, warum nicht?

Gemäß Geschäftsverteilungsplan, der vom Oberbürgermeister festgelegt wird, sind Frau Bür-
germeisterin Hinninger die Geschäfrsbereicte Umwelt, Wirtschaft, Gleichstellung und Orga-
nisation zugewiesen Die Stadtverordnetenversammlung wählt keine Beigeordneten für kon-
krete Geschäftsb€reiche.

6. Welche beamtenrecfitlichen Konsequerzen hat dieses Urteil insgesamt für Frau Hinnin-
ger? Falls es keine hat, rvarum nicfit?

Die nichtige Ernennung hat keine beamtenrechtlichen Konsequenzen bis auf die Fragen hin-
sichtlich der Belassung der Dienstbezüge und der Entscheidung über den versorgungsrecht-
lichen Aspekt der nichtigen Emennung. Siehe Anh,\ort 4.

7.Was gedenlC der liagüstrat aJKinltig at n,l um solcte redrtsrividrigen Wahl€n abalrysF
d6n?

Für die Oroanisation der Wahlen, die die StW vomimmt, ist diese selbst ztrskindig, nicht der
Magistrat. Es steht ihm nicht zu, in die Kompetenzen der St\A/ einzugreifen.

8.We schätzt der Maoistrat das Präjudiz mit Leiüilfirr{dim filr hlnftige Rechtsftitb und
Wahlen für Wiesbaden und alle l(ornmunen des tandes Hesen er'n?

Der Magistrat hat hierzu keine eigene Einscf6Eung. lm Übrigen ist ni{rrt erftennbar, inwie-
bm diese Frage dem nadt § 50 Ab6. 2 l-GO not'rrend(ren Überwacfrungszrreck dient.

9. We bGlGrtet der Magkfrat dilsan gesamfr Voribtl gEgsräb€r der Öftrüad*dn
Ylh ec dne ctfzielb fünüöe EddfurE.Ln geben. Wonn Ja, mm? Wem Ndn, w+
nrn nkll?

Der Magishat wird den Auauf voo Wd*n, de de S-tadUerordrEtenrersammlung vomimmt,
nicht öffenüich ksnnrentben. ]m Übr(Ft H nirt erkennbar, inwiefern cli=e Frage dem
nacfl § 50 Abs. 2 l-lGO no§rrendigen Üben ,acfiurlgszx,ect dient.
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10. Wie schätzt der Magistrat politisch und moralisch den selbst verursachten Beitrag zur Po
litikerlnnen-Verdrossenheit ein? Was gedenh der Magistrat zukünftig besser zu machen, da-
mit eine solche politisch und recfitliche Blamags nicfit mehr vorkommen kann?

Der Magistrat war mit der Angelegenheit nicht befasst und hat folglich auch keinen Beitrag zu
einer von den Fragestellern angenommenen Entwicklungen geleistet

Mit Grüßen

Mende


